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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 12 R 25/09 B 
 
L 5 R 843/07 (Sächsisches LSG) 
S 24 R 578/07 (SG Dresden) 
 
 
 
………………………………………………, 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter: …………………………………., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Mitteldeutschland, 
Georg-Schumann-Straße 146, 04159 Leipzig, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
 
 
Der 12. Senat des Bundessozialgerichts hat am 25. November 2009 durch den 

Vorsitzenden Richter   B a l z e r   sowie die Richter   Dr.  B e r c h t o l d   und  

Dr.  B e r n s d o r f f  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des  

Sächsischen Landessozialgerichts vom 26. Mai 2009 wird als unzulässig verworfen. 

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beteiligten streiten in der Hauptsache über den Erlass von Beiträgen zur gesetzlichen 

Rentenversicherung. 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Sächsischen 

Landessozialgerichts (LSG) vom 26.5.2009 ist in entsprechender Anwendung von § 169 Satz 2 

und 3 SGG als unzulässig zu verwerfen. Der Kläger hat in der Begründung des Rechtsmittels 

entgegen § 160a Abs 2 Satz 3 SGG keinen Zulassungsgrund hinreichend dargelegt oder 

bezeichnet.  

 

Das Bundessozialgericht (BSG) darf gemäß § 160 Abs 2 SGG die Revision gegen eine Ent-

scheidung des LSG nur dann zulassen, wenn 

- die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat oder 

- das angefochtene Urteil von der höchstrichterlichen Rechtsprechung abweicht oder 

- bestimmte Verfahrensmängel geltend gemacht werden. 

 

Der Kläger beruft sich darüber allein auf die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache iS des 

§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG. Die Beschwerdebegründung muss hierzu ausführen, welche Rechts-

frage sich ernsthaft stellt, deren Klärung über den zu entscheidenden Einzelfall hinaus aus 

Gründen der Rechtseinheit oder Rechtsfortbildung im allgemeinen Interesse erforderlich 

(Klärungsbedürftigkeit) und deren Klärung durch das Revisionsgericht zu erwarten (Klärungs-

fähigkeit) ist (BSG SozR 1500 § 160a Nr 60 und 65; BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 16 mwN 

- stRspr: BVerwG NJW 1999, 304; vgl auch: BVerfG SozR 3-1500 § 160a Nr 7). Die Beschwer-

debegründung hat deshalb auszuführen, inwiefern die Rechtsfrage nach dem Stand der Recht-

sprechung und Lehre nicht ohne Weiteres zu beantworten ist und den Schritt darzustellen, den 

das Revisionsgericht zur Klärung der Rechtslage im Allgemeininteresse vornehmen soll (BSG 

SozR 1500 § 160a Nr 31). Die Beschwerdebegründung genügt auch diesen Anforderungen 

nicht.  

 

Der Kläger hat zwar die Frage formuliert: 

"Ist es ermessensfehlerhaft im Rahmen des § 76 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 SGB IV ein 

Rangverhältnis zu § 76 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und 2 dergestalt anzunehmen, dass ein 

Erlass nach § 76 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 SGB IV nur dann zu tragen kommt, wenn 

sowohl eine Stundung als auch eine Niederschlagung ausscheiden?" 

 

Es kann unerörtert bleiben, ob der Kläger hiermit eine "Rechtsfrage" zum Anwendungsbereich 

einer revisiblen Norm formuliert hat. Jedenfalls hätte er auch konkret und nachvollziehbar dazu 

Stellung nehmen müssen, dass im Rahmen eines künftigen Revisionsverfahrens auf die von 

ihm angesprochene Problematik überhaupt notwendig einzugehen sein wird, obwohl bereits 
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das Sozialgericht und durch Bezugnahme diesem folgend das LSG ausführlich dargelegt hatte, 

dass seiner Auffassung das Tatbestandsmerkmal der "Unbilligkeit" als notwendige Voraus-

setzung des Erlasses nicht gegeben ist.  

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab, da sie nicht geeignet ist, zur Klärung der 

Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen, § 160a Abs 4 Satz 2 Halbsatz 2 SGG. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung von § 193 SGG. 
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